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"Sudetendeutsche Landsmannschaft-Bundesverband^^ 
Sitz: München 

Mit 14 Anlagen I 


Betragener Verein, 


Sehr geehrter Herr 

die anliegenden SchriftstH^^rhalten Sie zur Kenntnis- und Stellungnahme binnen 2 Wochen 
gebeten. 

Es wird Ihnen hiermit Gelegenheit gegeben, die Anmeldung zurückzunehmerv da ansonsten eine 
kostenpflichtige Zurückweisung erfolgen wird, 

Es handelt sich bei der geänderter Satzungsöestknmung um eine Änderung des Vereinszweckes, 
Diese Änderung bedarf der Zustimmung aller Mitglieder (§ 33 BGB). 

Dies iiegt hier nicht vor. Auch eine 3/4 Mehrheit ist nicht gegeben. 


Mit freundlichen Grüften 
gez. 

Straßer, Rechtspflegerin 


x£v£r*£ > s. beglaubigt: 

/ V* München, den 19.05.2015 


KeHerer, Urkundsbeamtin der 
‘ > / Geschäftsstelle 
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Rudolf Augstein 


70 Jahre Potsdamer Protokoll 
und was Rudolf Ausstein dazu sagte: 

„Das Gespenstische an der Potsdamer Konferenz lag darin, daß hier ein 
Kriegsverbrechergericht*) von Siegern beschlossen wurde, die nach den 
Maßstäben des späteren Nürnberger Prozesses allesamt hätten hängen müssen. 
Stalin zumindest für Katyn, wenn nicht überhaupt. Truman für die völlig 
überflüssige Bombardierung von Nagasaki, wenn nicht schon für Hiroshima, 
und Churchill zumindest als Oberbomber von Dresden, zu einem Zeitpunkt, 
als Deutschland schon erledigt war. Alle drei hatten sogenannte 
,Bevölkerungsumsiedlungen 4 verrückten Ausmaßes beschlossen, alle drei 
wussten, wie verbrecherisch diese vor sich gingen.“ (in: Der Spiegel 2/85, S. 30) 
*) das Militärtribunal von Nürnberg 


Fundstücke: 

1. “Wir haben gar keine Bundesregierung - Frau Merkel ist Geschäftsführerin einer Nichtregierungsorganisation 
in Deutschland” (Sigmar Gabriel, SPD-Vorsitzender auf dem Sonderparteitag in Dortmund am 27. 02. 2010). 

2. “Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt und diejenigen die gewählt werden, haben nichts zu 
entscheiden.” (Horst Seehofer, TV-Sendung „Pelzig hält sich“ am 20.05.2010). 

3. "Es war eine recht raue Taktik, Hitler in den Krieg zu treiben." (Ed. Benesch, 23724. August 1939 in London, 
Quelle: Igor Lukes: "Benesch, Stalin und die Komintern 1938/39.", in: VJH. f. ZG. 41/1993, Heft 3, S. 325). 

4. Als die Hussiten (um 1419) in Prag in allen Belangen die Oberhand erlangt hatten, hatten sie auch wieder Zeit, 
untereinander zu streiten (Karl Hans Strobl, Die Fackel des Hus, S.531). 

5. Bei der Gründung der Universität Prag griff Kaiser Karl IV auf die Häuser der 1349 beim großen Pogrom 
umgekommenen Juden zurück. Dem „Karlskolleg“ (Collegium Carolinum) wies er das Haus des Juden Lazarus 
zu (Vischer, Melchior, Jan Hus, Bd. II, S.220). 

6. „Deine Führer sind Verführer, und verschlungen werden, die sich von ihnen führen lassen.“ (Jesaias 9,15). 
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Der Vorsitzende hat das Wort 
Liebe Mitglieder und Freunde! 

Der Witikobund kennt kein Sommerloch! Dazu war die Zahl wichtiger Ereignisse zu groß. Leider 
werden diese überschattet von einem bedeutenden Mangel an Aufrichtigkeit im 
Umgang mit uns und mit den Landsleuten. Genannt seien nur der angebliche 
Rednerbetrug bei den beiden letzten ST und die Geheimhaltung des Ablehnungs¬ 
bescheids des Registergerichts vor den Besuchern des 66. ST. Ob der Schirmherr 
auf eine solche SL stolz sein kann? Im November folgt dann die Gerichts¬ 
verhandlung über die Satzungsänderung. Bis dahin (und bestimmt noch länger) gilt 
die alte Satzung. Unsere Aufgabe ist es nun, deren Einhaltung zu überwachen und 
im Herbst bei den Wahlen zur neuen Bundesversammlung gezielt satzungstreue 
Felix Vogt Gmber Kandidaten zu unterstützen. 

Wir haben uns auch um weitere Bundesgenossen bemüht und das „ Bündnis zur Wahrung sudeten¬ 
deutscher Interessen “ ins Leben gerufen. Der Name greift bewusst auf die organisatorischen Anfänge 
unserer Volksgruppe zurück. Neben vielen Einzelmitgliedern haben sich bisher drei Landesverbände, 
zwei Bezirke und mehrere andere Gruppen zum Bündnis bekannt. 

Liebe Mitglieder und Freunde, mir ist es ein großes Bedürfnis, Euch für den Zusammenhalt zu danken, 
den wir nicht nur beim ST in Augsburg spürten, sondern auch beim Eingang Eurer großzügigen 
Spenden! Ohne diese hätten wir die verschiedenen gerichtlichen Schritte nicht wagen können. Wir 
sind aber noch nicht über dem Berg, und ich muss leider einen zweiten Spendenaufruf an Euch/Sie 
richten! Bitte helft uns weiter, damit wir die Auseinandersetzung fortführen können! 

Zum Schluss bitte ich Euch, recht zahlreich zur Jahreshauptversammlung zu kommen. Der Verein 
befindet sich in einer sehr schwierigen Phase und ist auf guten Zusammenhalt angewiesen! 

Mit dankbaren Grüßen 
Euer ßelfg/VotytGjruhw 


Zwejter Spendenaufruf! 

Obwohl der Spendenaufruf in der Mai-Folge unserer Vereinszeitung ein sehr gutes Ergebnis brachte, 
kommen wir nicht umhin, erneut um Spenden zu bitten. Im Satzungsstreit ging die erste Runde an 
uns, doch stehen uns noch weitere Auseinandersetzungen bevor. Bitte, liebe Mitglieder und Freunde, 
zeigen Sie sich weiter großzügig bei der Unterstützung der für unsere Volksgruppe so entscheidenden 

Sache! 

Witikobund e.V., IBAN: DE 3170 0202 7068 8015 7106 (Hypovereinsbank München); 

BIC: HYVEDEMMXXX 


Letzte Meldung: Die erste Anhörung im Satzungsstreit 

Wie angekündigt fand am 4. August 2015 im Landgericht München die Anhörung im Streit um die 
Herausgabe der SL-Mitgliederliste statt. Als Vertreter der SL waren Vizechef Siegbert Ortmann und 
Geschäftsführer Christoph Lippert erschienen. Dem Kläger Ingolf Gottstein stand Anwalt Veauthier 
zur Seite, und als Beobachter waren fünf Witikonen zugegen, darunter der Vorsitzende Felix Vogt G. 
Die SL-Vertreter gaben an, nur eine Liste der beim Bundesverband unmittelbar gemeldeten Mitglieder 
zu besitzen, nicht die der in den Landesverbänden und Heimatkreisen organisierten Landsleute. Ein 
Urteil in der Sache soll am 25. September 2015 schriftlich ergehen, was aber an den Einwänden RA 
Veauthiers scheitern könnte: Er rügte die unzureichende Vollmacht für Hr. Ortmann, den fehlenden 
Beschluss für die Beauftragung einer Einzelrichterin und die ungenügende Vorbereitung der Richterin. 
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Ein guter Anfang! 

Der Vorsitzende der Sudetendeutschen Landsmannschaft (SL) will die Zweckbestimmung seines 
Vereins ändern. Das wurde am 19. Mai 2015 aber vom Registergericht abgelehnt (Text siehe Titelbild!). 
Der SL-Geschäftsführer nennt das „einen ganz normalen Vorgang“. Das ist zumindest unsportlich, 
denn man muss auch Niederlagen eingestehen können. Auch den darauf folgenden Protest der SL hat 
das Gericht zurückgewiesen und das Verfahren ausgesetzt, bis nun am 3. November 2015 das Land¬ 
gericht München I darüber entscheidet. 

Die SL wird dort behaupten, dass die (geplante) Satzungsänderung den „Kern des Vereinszwecks“ 
unberührt lasse. Maßgebend ist aber § 33 BGB, der den Kern-Begriff gar nicht kennt, sondern alleine 
von „Änderung“ spricht, worunter ja schon die Entfernung oder das Hinzufügen eines einzigen 
Kommas fallen könnte. 

Mit ihrer Deutung argumentiert die SL gegen sich selbst, denn in der Öffentlichkeit bewertet sie die 
(geplante) Änderung als „historische Wende“ und lässt sich unwidersprochen für den Verzicht auf 
Heimatrecht und Restitution feiern! Das klingt nicht nach nur marginaler Zweckänderung! Ein 
Übriges tut die Vereinszeitung, die sich nach dem 66. Sudeten¬ 
deutschen Tag (ST) zu der Schlagzeile: „Ausgetrampelte Wege 
verlassen ! 64 verleiten ließ. Prozesstaktisch war das ein Eigentor, 
gewürzt sogar mit einem abwertenden Urteil. 

Welch" vertriebenenpolitischen „Molotow-Coctail“ die SL da in die 
Arena geschleudert hat, erkennt man erst, wenn man sich anschaut, 
welche „Trampelpfade“ da verlassen werden sollen und wer die 
„Trampier“ waren! Vor unserem geistigen Auge erscheinen Hans 
Schütz, Richard Reitzner, Dr. Lodgman von Auen, General Prchala, Wenzel Jaksch, Willi Wanka, 

Seff Heil, Toni Herget, Paul Lamatsch, Dr.Dr. Rabl, Dr. Walter Becher, Prof. Ermacora, Prof. 
Blumenwitz und Tausende andere, die uns diesen Weg mühsam und man möchte sagen „in heiligem 
Ernst“ gebahnt haben. Und an den Wegesrändern sehen wir unzählige Gutachten und Manifeste, 
darunter das Wiesbadener Abkommen und die Charta der Vertriebenen. Wer das für überholt erklärt, 
kann nur eine totale Kehrtwende im Sinne haben! 

Was ist ein „taktisches Verhältnis zur Wahrheit 44 ? 

Der Witikobund musste in den letzten Monaten lernen, was ein „taktisches Verhältnis zur Wahrheit“, 
ist. Es begann mit dem absurden Vorwurf, er hätte bei den letzten beiden ST (2013/14) in betrügeri¬ 
scher Absicht kurzfristig die angemeldeten Redner ausgetauscht. Abgesehen von der Anmaßung der 
SL, andere Gruppen zensieren zu wollen, waren diese Vorwürfe auch noch grundfalsch. So sah sich 
der SL-Sprecher auch gezwungen, einen der angeblich untergeschobenen Redner telefonisch um 
Entschuldigung zu bitten. Zu einer Entschuldigung beim Witikobund hat es leider noch nicht gereicht, 
aber die Vereinszeitung druckte wenigstens die geforderte Richtigstellung ab (Texte siehe unten!). 

Vom Fair Play war die SL auch beim ST in Augsburg meilenweit entfernt. Der Ablehnungsbescheid 
des Registergerichts war fünf Tage vor der Hauptkundgebung ergangen, dennoch wurde er vor den 
ST-Besuchem geheim gehalten. Respekt vor den Landsleuten sah auch schon einmal schöner aus! 
Offenbar hat man auch Horst Seehofer im Ungewissen gelassen, so dass dieser am ST gutgläubig über 
die „Extremisten und Hetzer“ herzog. Zu den „ausgetrampelten“ Pfaden der Sudetendeutschen 
gehörten immer und in jeder Lage Offenheit und Aufrichtigkeit. Wer daran rüttelt, zerstört unser 
kostbarstes Kapital! 

Eine Atmosphäre der Einschüchterung 

Selbst entschiedene Befürworter der Satzungsänderung räumen ein, dass die Einbindung der Basis nur 
suboptimal war. Viele sagen, es sei ein „Putsch von oben“ gewesen. Dazu sickerte noch Unerfreu¬ 
liches vom Verlauf der Bundesversammlung durch. Einige Teilnehmer, auch Mitglieder christlicher 
Parteien, sollen eine Atmosphäre der Einschüchterung verbreitet haben. Das reichte von beleidigenden 
Angriffen auf Mit-Delegierte bis zur unsachgemäßen Behandlung, ja lautstarken Unterdrückung der 
Anträge auf geheime Abstimmung. Dubios ist grundsätzlich auch die demokratische Legitimation der 
Bundesversammlung mit Bundesliste, Kooptionen und korporativen Mitgliedschaften. Die wirklich 
zahlenden Mitglieder entsenden kaum die Hälfte der Stimmberechtigten. 
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Gibt es eine tragende Brücke? 

Der derzeitige SL-Vorstand hält sich schon seit Jahren nicht mehr an die Zweckbestimmung des 
Vereins. Da ist es eigentlich erfreulich, dass er diesen Mangel an Aufrichtigkeit nun mit der geplanten 
Satzungsänderung beheben will. Die neue Politik bringt ihn aber in neue Schwierigkeiten, denn er 
muss sich mit Personen an einen Tisch setzten, die tausendfachen Mord und fragwürdige Enteignungs¬ 
dekrete verteidigen. Das setzt ein sehr robustes Gewissen voraus und passt kaum in eine Zeit, die zum 
Teil unter permanentem Entnazifizierungsstress steht. Solche Kontakte tangieren eigentlich schon die 
moralischen Ausgangspunkte unserer Gesellschaft und kalkulieren letztlich mit dem Schwinden des 
Bewusstseins von Gut und Böse! Unser Ziel ist, die Eigenart und den Besitzstand unserer Volksgruppe 
zu wahren. Die stärkste zu diesem Ziel tragende Brücke ist das Recht . Zynisch gesagt, belegen das 
auch die vielen Privatklagen, von denen keine in der Sache entschieden wurde, sondern immer schon 
im Vorfeld im Gestrüpp fragwürdiger Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen stecken blieb. Der SL 
muss man leider vorwerfen, an diesen Prozessen kein Interesse gezeigt zu haben. Wir meinen aber, 
dass die Anwendung der in Mitteleuropa gängigen Rechtsnormen im 21. Jahrhundert durchaus 
zumutbar ist! Wer anderes anstrebt, muss warten, bis wir dekadent genug sind, um unsere Ansprüche 
fallen zu lassen! So und nicht anders denkt der Witikobund. 

Zur Erinnerung etwas aus der Geschichte! 

Wenn alles mit rechten Dingen zugeht, ist die Zweckbestimmung der SL auch in hundert Jahren nicht 
abzuändern, denn unter mehreren tausend Mitgliedern wird es immer einige ablehnende Stimmen 
geben. Das hat sich ja schon bei den Änderungsversuchen 1997 und 2011 gezeigt. Aushilfsweise 
scheint daher die Vereinsführung eine Grundsatzerklärung vorgelegt zu haben, die die ranghöhere 
Satzung zwar nicht ersetzen, gleichwohl aber die Volksgruppe mit Schuldvorwürfen moralisch am 
Boden halten kann. Das ist aber nicht das, wofür eine Vereinsführung da ist. Als Vertretung der 
Sudetendeutschen muss sie immer wieder an die wahre Ursache unserer Lage erinnern, und diese war 
die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts 1918, aus der alles andere wie der Kameradschafts¬ 
bund und aus diesem die Sudetendeutsche Partei (SdP) folgten. Deren Ziel war eine innerstaatliche 
Lösung, die aber nicht nur von Benesch, sondern, man höre und staune, auch von der reichsdeutschen 
NSDAP bekämpft wurde! Natürlich will das heute keiner mehr gewesen sein, aber in Berlin meinte 
man, die Sudetendeutschen sollten nicht „verschweizem“ und nicht vom deutschen „Volkskörper“ 
abgespalten werden! Der finale Vorwurf war 1938 schließlich, dass die Sudetendeutschen gar keinen 
„nationalsozialistischen Weltanschauungskampf 4 geführt hätten, sondern nur einen um ihre Kultur¬ 
autonomie! Daher gab es auch Vorbehalte gegen die automatische Überführung von SdP-Mitgliedern 
in die NSDAP und daher wanderten die Kameradschaftsbündler fast vollzählig in ein Dresdner 
Gefängnis. Unterm Strich lernten nach 1938 sechsmal mehr Sudetendeutsche ein KZ kennen als 
Österreicher! Mit am schwersten traf es Dr. Walter Brand, den Redenschreiber Henleins, denn er 

konnte das KZ erst 1945 wieder verlassen. Dr. Brand gehörte aber 1947 auch zu den 
aktivsten Gründervätem des Witikobundes. 

Aus Unrecht kann kein Recht werden! 

Aufgabe der SL ist immer noch die Beseitigung des den Sudetendeutschen zugefügten 
Unrechts. Da genügt es nicht, in sentimentalen Sonntagsreden die Tüchtigkeit der 
Sudetendeutschen beim Wiederaufbau Deutschlands zu loben oder einen „Lebens¬ 
marsch“ nach Brünn zu veranstalten. Es genügt auch nicht, in die Satzung einige 
allgemeine Rechtsgrundsätze einzubauen. Das hatten wir schon in der Deutsch¬ 
tschechischen Erklärung von 1997 und blieb wirkungslos. Der Punkt ist vielmehr, ob 
die SL unsere Rechte ohne Gegenleistung aufgibt. Bei jedem Llugzeugabsturz erhalten die Hinter¬ 
bliebenen Schmerzensgeld und jeder Ladendieb muss den angerichteten Schaden ersetzen. Was sind 
die Polgerungen daraus für tausendfachen Mord an Deutschen mitten im tiefsten Prieden? Was folgt 
daraus für die kollektive Enteignung einer ganzen Volksgruppe? Die Lösungswege dahin darf man 
nicht ab wertend als „ausgetrampelt“ bezeichnen. Sie wurden von integren Männern schon 1950 im 
Wiesbadener Abkommen vorgezeichnet (Punkt 5): “Beide Teile ... verlangen aber die Wiedergut¬ 
machung der Schäden, die das tschechische Volk und das sudetendeutsche Volk erlitten haben und die 
Bestrafung der geistigen Urheber und der ausführenden Organe der begangenen Verbrechen. “ 

Nur wenn so verfahren wird, kann die Mitte Europas wirklich befriedet werden. ( F. V.) 



Sechs Jahre im 
KZ: Dr. Brand 
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An der Grenze zur Verleumdung 

Vorbemerkung: 

Die SL behauptete öffentlich, der Witikobund hätte bei den Sudetendeutschen Tagen 2013 und 2014 jeweils die 
angemeldeten Redner in betrügerischer Absicht kurzfristig ausgetauscht. Das war extrem ehrenrührig und führte 
auch zu einer telefonischen Entschuldigung des Sprechers Po. bei einem der Redner (Badenheuer). Zu einer 
Entschuldigung beim Witikobund hat es allerdings nicht mehr gereicht, doch wurde wenigstens dessen Forde¬ 
rung auf Richtigstellung in der Sudetendeutschen Zeitung entsprochen. Diese erschien am 15. 5.2015 und folgt 

unten im Kasten. Auf einen weiteren Schriftsatz in Witiko-Intern wird hingewiesen! _ 

Richtigstellung: 

Die Sudetendeutsche Zeitung vom 1. Mai 2015, S. 2, berichtete vom Ausschluss des 
Witikobundes vom 66. Sudetendeutschen Tag (ST). Als Grund wird u.a. der kurzfristige 
Austausch von Rednern bei zwei ST. angegeben, was zum Ansehens Verlust der Volksgruppe 
geführt hätte. Dies ist unrichtig. Richtig ist vielmehr: 

Beim ST 2013 sprach der korrekt angemeldete Herr Konrad Badenheuer. Beim ST 2014 sagte 
kurzfristig ein als Redner vorgesehener Hochschullehrer ab. Dennoch konnte noch rechtzeitig 
ein Ersatzredner (Herr Akif Pirincii) bekanntgegeben werden. Die Redaktion des Festführers 
weigerte sich aber, diesen Redner in das Programm aufzunehmen. Die Veranstaltung mit 
Herrn Pirincii verlief in zivilisierter Weise. Die sprachlichen Escapaden des Vortragenden sind 
vom Grundsatz der künstlerischen Freiheit gedeckt und sollten gerade in einem Land, das für 
seine oft derbe Ausdrucks weise bekannt ist, Verständnis finden. 


Klarstellung in der Sudetenpost vom 5. Juni 2015: 

Witikobund stellt klar 

Dr. Bernd Posselt, der Sprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft (SL), nahm in seiner Rede 
am 66. Sudetendeutschen Tag in Augsburg auch zur geplanten Satzungsänderung Stellung. Dabei 
beschuldigte er die Änderungsgegner, „irgendeine Agitation“ zu betreiben, für die die SL aber zu 
„kostbar“ sei. Leider erläuterte er nicht, worin diese Agitation besteht. 

Der Witikobund e.V. kann dem aber abhelfen, denn er gehört zu den Änderungsgegnern und unter¬ 
stützt die Klage eines SL-Mitglieds gegen die Satzungsänderung. 

Die angebliche „Agitation“ betrifft im Wesentlichen Folgendes: 

1. Beim Versuch, den Vereinszweck zu ändern, unterliefen der Vereinsspitze mehrere Rechtsirrtümer. 
Unser vereinsintemer Versuch, die SL davor zu bewahren, schlug fehl. 

2. Mit der Änderung ist ein Verzicht auf völkerrechtlich wohlbegründete Ansprüche verbunden. Das 
ist aber nur zumutbar, wenn anderweitiger Ausgleich geschaffen wird. 

3. Die beabsichtigte Änderung wird die weltweite Ächtung von Vertreibungen unmöglich machen, 
denn diese werden nur unterbleiben, wenn es keine Ausnahmen vom Restitutionsgebot gibt. 

Der Witikobund agitiert daher nicht „irgendwie“, sondern möchte das „Kostbarste“ an der SL, die 
Verankerung in den Grundsätzen des nationalen und internationalen Rechts, verteidigen. 

Augsburg, den 24.5.2015 

Felix Vogt Gruber (Vorsitzender) 


S)ie Welt ht eine ständige Vewchwäuing gegen die 5opferten 

General Douglas MacArthur 
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Der Witikobund am 66. Sudetendeutschen Tag (ST) 

Bekanntlich wurde der Witikobund aufgrund einer ominösen „Aktenlage“ vom 66. ST ausgeschlossen. 
Er war aber dennoch präsent, denn in der „Gasse der Wahrheit“ befanden sich genügend befreundete 
Gruppen mit ihren Ständen. Der Witikobund konnte sich sogar im Stand der Sudetenpost einrichten, 
da diese Zeitung aus Protest gegen die erneute Verbannung in die Randlage dem ST femgeblieben 
war. So hatten wir einen Ort zum Ablegen der Taschen. Der Zuspruch war gut, und wir konnten auch 

unser Werbematerial restlos verteilen, so dass wir am 
Sonntag bereits um 15.00 Uhr „ausverkauft“ waren. 
Anders als sonst traten wir diesmal die Heimreise mit 
leerem Kofferraum an. 

Unsere wichtigste Aktion bestand in der Unterstützung 
des neugegründeten „Bündnisses zur Wahrung 
sudetendeutscher Interessen 66 . Ihm schlossen sich 
neben zahlreichen Einzelpersonen drei SL-Landes- 
verbände, zwei Bezirksverbände (Oberbayern, Schwa¬ 
ben), mehrere Kreisverbände, Vereine und Stiftungen 
an. Die erste Aktion war das Verteilen von 2.000 Merkblättern an der Einfahrt zum Messegelände. 
Große Aufmerksamkeit erregte ebenfalls vor den Toren zum Messegelände der „Schutzbund“ mit 
einem großen Banner mit den Worten „Verzicht ist Verrat - Weg mit Posselt & Co!“ 



Wir fanden Asyl im leeren Stand der Sudetenpost 
(Gasse der Wahrheit) 



VERZICHT IST VERRAT! 

Weg mit Posselt und Co! 


Im Bild zwei Verteiler der Merkblätter 


Schutzbund für Deutschland demonstriert 


Liste der bisherigen anwaltlichen Abwehrmaßnahmen 

gegen die Verbreitung einer Falschmeldung durch die SL: 

Datum Adressat Thema 

05.03.15: An SL: (Vergeblicher) Versuch einer vereinsinternen Klärung 

05.03.15: An Amtsgericht: Vorsorglicher Einspruch gegen die Satzungsänderung 
09.03.15: An Amtsgericht: (Erfolgreicher) Widerspruch gegen Satzungsänderung 
09.03.15: An SL: (Erfolglose) Bitte um Herausgabe der Mitgliederliste 

13.03.15: An Landgericht: Klage gegen SL auf Herausgabe der Mitgliederliste 
19.03.15: An Landgericht: Klage gegen SL auf Widerruf 
24.03.15: An Ministerpräs: Anwaltliche Abmahnung wegen Falschbehauptung 
25.05.15: An Amtsgericht: (Erfolgloser) Antrag auf Einsetzung eines Notvorstandes 
07.06.15: An Augsb.Allg.: (Erfolgreiche) Abmahnung und Gegendarstellung 
18.04.15: An SL: Hinweis auf evtl, persönl. Haftung & Rücktrittsforderung 

04.08.15, Verhandlung Landgericht München I wg. Mitgliederliste 
Nächster Termin: 

03.11.15, 09.15 h, Saal 223: Verhandlung, Landgericht, wg. Widerruf Satzungsänderung 
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70 Jahre Potsdamer Abkommen 

Während im Mai 2015 viele 70-Jahrfeiern zum Kriegsende stattfanden, hat man dem 70. 
Jahrestag der Potsdamer Konferenz so gut wie keine Aufmerksamkeit geschenkt. Dennoch 
halten die VertreiberStaaten das dort beschlossene Protokoll immer noch für den wichtigsten 
Freibrief für ihre ethnischen Säuberungen. Wie falsch das ist, soll hier kurz Umrissen werden: 

Das Potsdamer Protokoll ist kein Vertrag im völkerrechtlichen Sinn und wurde deshalb auch 
nicht in die UNO-Treaty-Series (UNO-Vertragssammlung) aufgenommen. Es ist ein Abkom¬ 
men zu Lasten Dritter und schon deswegen abzulehnen. Das Fehlen einer Bindungswirkung 
hat auch das Bundesverfassungsgericht 1956 festgestellt. Das Potsdamer Protokoll hat die 
Vertreibungen auch nicht „beschlossen“, sondern lediglich „hingenommen“. Betrachtet man 
die Vertreibungen als Bevölkerungsverschiebungen oder als Bevölkerungsaustausch, so wäre 
dafür ein Vertrag zwischen dem abgebenden und dem aufnehmenden Staat erforderlich 
gewesen, was hier fehlt. Die Gebietsveränderungen standen unter dem Vorbehalt eines 
späteren Friedensvertrages, den es aus durchsichtigen Gründen noch nicht gibt. Das Protokoll 
enthält auch keine Aussagen zum Eigentum der Vertriebenen. Die Vertreibungen können 
auch nicht als Vergeltung für den Krieg angesehen werden, denn die britischen Diplomaten 
Strang und Gladwyn erfuhren schon im August 1939 bei einer Erkundungsreise durch Polen 
von Landansprüchen Polens. Als Grund wird „Appetit auf deutsches Bauernland“ angegeben. 
Das Protokoll missachtet schließlich das Verbot des Kollektivschuldprinzips. 

Diese und weitere Einwände sind von Anfang an bekannt. Ihre Nichtbeachtung konnte man 
verstehen, solange in den Vertreiberstaaten der Kommunismus herrschte. Nach dessen 
Zusammenbruch hätte ein Sinneswandel stattfinden müssen. Weil das nicht geschah, halten 
Wissenschaftler*) in diesen Gesellschafen mentale Veränderungen für möglich, die „an den 
ethischen Fundamenten dieser Staaten zweifeln lassen “. 

*) sh. Deutschland und seine Nachbarn, März 1996, S. 21) 



Voraussichtliches Programm: Samstag, 
10.10.2015, 9.00 Uhr: Jahreshaupt¬ 

versammlung; ab 14.30 Uhr: Vorträge; 
Sonntag, 11.10. 2015: 9.00 Uhr: Vorträge; 
11.30 h Zusammenfassung & Abschied 


Das Jahrestreffen 2015 mit 

Jahreshauptversammlung 

findet statt in Oberteisbach (nahe Dingolfing). 
am: 10. / 11. Oktober 2015. 

Anmeldungen sind möglichst umgehend an das Tagungshotel 
selbst zu richten, Spätbucher erhalten evtl kein Einzelzimmer! 

Anschrift: 

Landgasthof Räucherhansl (sh. Bild!) 
Oberteisbach 2. 84180 Loiching 

Tel. 08731-3200, e.Post: info@raeucherhansl.de 

Die offizielle Einladung findet man in der Beilage Witiko-Intern. 


Humor ist eine Schwimmweste im Malstrom der Zeiten 
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Am 16. Juli fand in Wiesbaden ein Festakt anlässlich der Unterzeichnung des 
Wiesbadener Abkommens 

vor 65 Jahren statt. Anwesend war sehr viel Prominenz. Die eingeladenen Redner bezeichneten das 
Abkommen als ersten Versöhnungsversuch. Unzeitgemäß seien nur die darin enthaltenen deutlichen 
Forderungen. In der Zuhörerschaft überwog aber die Meinung, dass gerade diese den Weg für eine 

diesen Namen verdienende echte Versöhnung ebnen würden. _ 

Wiesbadener Abkommen 

zwischen dem Tschechischen Nationalausschu8 (General Prchala) und der 
Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung sudetendeutscher Interessen 

1. Beide Teile stehen auf dem Boden der demokratischen Weltanschauung und lehnen 
jedes totalitäre System ab. Beide Teile betrachten eine demokratische Ordnung der Verhält¬ 
nisse im böhmisch-mährisch-schlesischen Raum als einen Teil des Kampfes für ein einheit¬ 
liches Europa. Dieses kann nach ihrer Überzeugung nur dadurch erreicht werden, dass sich 
seine Völker ohne Zwang in Ausübung ihres Selbstbestimmungsrechtes zusammenfinden. 

2. Beide Teile anerkennen den Grundsatz, dass in der Emigration niemand berechtigt ist, ein 
Volk zu verpflichten. Es ist der berufene Herr seines Schicksals und soll sich frei entschei¬ 
den können, welchen Weg es gehen will. Nur ein Volksentscheid kann endgültig bestimmen. 

3. Beide Teile betrachten die Rückkehr der vertriebenen Sudetendeutschen in ihre Heimat als 
gerecht und daher selbstverständlich. Sie sind sich dessen bewusst, dass diese Rückkehr nur 
dann erfolgen kann, wenn auch das tschechische Volk befreit ist. Deshalb wollen sie alles 
tun, um seine Befreiung zu verwirklichen. 

4. Beide Teile lehnen die Anerkennung einer Kollektivschuld und des aus ihr fließenden 
Rachegedankens ab, sie verlangen aber die Wiedergutmachung der Schäden, die das 
tschechische Volk und das sudetendeutsche Volk erlitten haben und die Bestrafung der 
geistigen Urheber und der ausführenden Organe der begangenen Verbrechen. Diese 
Maßnahmen erscheinen beiden Teilen notwendig, weil die Geschehnisse der letzten 
Jahrzehnte ein freundschaftliches Nebeneinanderleben beider Völker unmöglich machen, 
solange die jetzige Generation lebt, weil sie an der Begehung der Verbrechen an Gut und 
Leben unmittelbar beteiligt war, entweder als Täter oder als Opfer und weil sie auf beiden Seiten die 
Erinnerung an diese Ereignisse nicht auslöschen könnte, auch wenn sie es wollte, wenn sich nicht ihr 
wertvoller Teil von den Verbrechern trennt. Die Durchführung dieser Maßnahmen sollte nach Ansicht 
beider Teile durch die eigenen Volksgenossen erfolgen, die Verbrechen sind ja nicht nur gegen das andere, 
sondern auch gegen das eigene Volk begangen worden, dessen Ruf und Ansehen in den Augen aller 
anständigen Menschen schwer geschädigt wurden. 

5. Beide Teile sind darin einig, dass über die endgültigen staatspolitischen Verhältnisse gemäß Punkt 2 
beide Völker entscheiden sollen, sobald die Befreiung des tschechischen Volkes und die Rückkehr der 
Sudetendeutschen erfolgt sein werden. Da die Voraussetzungen heute nicht überblickt werden können, 
beide Völker durch ein Jahrtausend im böhmisch-mährisch-schlesischen Raum in engster Nachbarschaft 
gelebt haben und auch in Zukunft leben werden, so haben beide Teile beschlossen, einen Föderativ¬ 
ausschuss einzusetzen, der die Voraussetzungen hierfür schaffen soll. Beide Teile nehmen an diesem 
Ausschuss gleichberechtigt teil. 

6. Dieser Entwurf unterliegt der Ratifizierung durch den Tschechischen Nationalausschuss einerseits und 
durch die Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung sudetendeutscher Interessen, München, andererseits. Bis 
dahin wird er als vertraulich betrachtet, er soll nach der Ratifizierung veröffentlicht werden. 

7. Dieses Übereinkommen ist in der deutschen und der tschechischen Sprache abgefasst worden, beide 
Ausfertigungen werden vom Präsidium der Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung sudetendeutscher 
Interessen, München, einerseits und von General Prchala in Vertretung des Tschechischen 
Nationalausschusses, London, andererseits unterschrieben. Beide Ausfertigungen gelten als authentisch. 

München-London, Freitag, den 4. August 1950 
Für die Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung sudetendeutscher Interessen das Präsidium: 

Lodgman e. h.; Reitzner e. h; Schütz e. h. 

Für den Tschechischen Nationalausschuß: Prchala e. h.; Pekelsky e. h. 



Sl 


Lodgman, 

Prchala, 

Schütz, 

Reitzner 
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Der SL-Himmel hängt voller (Versöhnungs- )Geigen. 

Bernd Posselt erlebt zur Zeit ein Allzeithoch an Entschuldigungen. Am 31. Mai 2015 fand der 
„Lebensmarsch“ nach Brünn statt, am 16. Juli die Feier zum Wiesbadener Abkommen, am Tag darauf 
in München die Kranzniederlegung im Sudetendeutsche Haus mit Vizepremier Dr. med.vet. Pavel 

Belobradek; schließlich traf man sich Ende Juli in Westböhmen 
zu den Marienbader Gesprächen. In Wiesbaden und in 
Marienbad war jeweils die tschechische Sozialministerin 
Michaela Marksova-Taminova zugegen. Bei allen vier Terminen 
entschuldigten sich die tschechischen Gäste für die Opfer der 
Vertreibung oder drückten wenigstens ihr Bedauern aus. Bernd 
Posselt dürfte im Bauch Schmetterlingsgefühle verspürt haben. 
Und das war auch gut so. 

Doch hart im Raume stoßen sich die Sachen, denn von tschechischer Seite gab es auch ernüchternde 
Stellungnahmen. So wies in Prag Ministerpräsident Bohuslav Sobotka seinen Vize in die Schranken 
und rechtfertigte die Vertreibung als Folge des von den Deutschen begonnenen Krieges. In Brünn 
begründeten die Kommunisten den Todesmarsch in gleicher Weise. Etwas 
bescheidener war der Landeshauptmann von Südmähren, Michal Hasek, der sich nur 
wünschte: „Die Politik sollte die Geschichte weder bewerten noch interpretieren“. 

Gut gemeint, aber... 

In der Presse wurde die tschechische Entschuldigungswelle auf die Satzungsänderung 
der SL zurückgeführt. Das aber entwertet die Entschuldigungen erheblich, denn zu 
solchen Entschuldigungen wäre vielleicht auch Benesch bereit gewesen, wenn die 
Sudetendeutschen schon damals auf Heimatrecht und Eigentum verzichtet hätten. Wieder einmal zeigt 
sich, dass „gut gemeint“ das Gegenteil von „gut“ ist, denn was man in der SL-Spitze schulterklopfend 
als Fortschritt preist, erfüllt objektiv betrachtet nur die Bedingungen Beneschs. Wirklichen Grund zur 
Freude haben die Tschechen, denn sie haben sich wieder ein kleines Stück aus der Schmuddelecke der 
Menschenrechtsverletzer herausgearbeitet. 

Zur Groteske mutiert das Ganze schließlich dadurch, dass die Satzungsänderung bis jetzt nur eine 
Fiktion ist, denn das Gericht weigerte sich bisher und wahrscheinlich auch in Zukunft, sie in Kraft zu 
setzen. Die SL weiß das und sollte wenigsten die tschechischen Gesprächspartner richtig informieren. 
Aufrichtigkeit gehörte einst ja zum kostbarsten Gut der SL! 

Als Fazit bleibt erneut, dass wir immer noch auf der Stelle treten. Das wird sich auch nicht ändern, 
solange selbst ein Ministerpräsident an falsche Kausalketten glaubt (siehe oben!). Nicht der von Hitler 
1939 begonnene Krieg steht am Anfang solcher Ketten, sondern der, den die CSR seit 1918 gegen die 
Sudetendeutschen führte. Damals begannen die Verwicklungen, die zur Vertreibung führten und dort 

(F.V.) 

Massaker von Aussig 

des Massakers in Aussig. Damals detonierte in der ehemali¬ 
gen Zuckerfabrik von Schönpriesen ein Munitionsdepot, und 
in der Stadt hieß es, Werwölfe steckten dahinter. Sofort 
entlud sich der „spontane Volkszorn“, der in Wirklichkeit 
aber von höherer Stelle organisiert war. Schon am Morgen 
desselben Tages waren 300 junge Männer mit dem Zug aus 
Prag nach Aussig geschickt worden, die sofort nach der 
Detonation mit brutaler Gewalt gegen jeden Deutschen, 
dessen sie habhaft werden konnten, vorgingen. Beteiligt 
waren auch Militär und sog. Revolutionsgarden. Die Aktion 
hatte auch einen Leiter, den Stabskapitän Bedrich Pokorny, 
der zwei Monate vorher den Brünner Todesmarsch inszeniert hatte. Die Zahl der Opfer ist umstritten 
und soll zwischen 50 und über 200 liegen. Einer der Hauptschauplätze war die Benesch-Brücke über 


muss die Versöhnungsarbeit ansetzen! 

Das 

Der 31. Juli 2015 war der 70. Jahrestag 



Aussig, Elbebrücke 



Pavel Belobradek 



Brünner Todesmarsch am 30.5.1945 
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OB. Pölzl 


die Elbe. Auf ihr befanden sich bei der Detonation gerade die deutschen Arbeiter auf ihrem 
Nachhauseweg von der Frühschicht. Sie wurden zusammengeschlagen und über das Brückengeländer 
geworfen. Auch eine Frau mit Kinderwagen landete in den Fluten. Von oben wurden sie mit 
Gewehren beschossen. In Deutschland hat die Elbe 80 Leichen an das Flussufer gespült. 

Den 70. Jahrestag nahm die „Gruppe der noch in Aussig Geborenen“ zum Anlass, die 
Stadt um Umbenennung der Brücke in Pölzl-Brücke zu bitten. Leopold Pölzl war der 
langjährige sozialdemokratische Oberbürgermeister von Aussig, der 1936 die Elbbrücke 
eingeweiht hatte. Pölzl machte auch Bekanntschaft mit der Gestapo und starb 1944 an 
den Spätfolgen seiner KZ-Haft. Pölzl würde sich als Integrationsfigur gut eignen, ist aber 
in der CR gegen Benesch, der sich laut Parlamentsbeschluss um den Staat verdient 
gemacht habe, nicht durchzusetzen. Die o.g. Gruppe 
bedauert allerdings, dass SL-Sprecher Posselt bei seiner Rede am 
31.7. in Aussig den Umbenennungswunsch nicht auf gegriffen hat. 

Die Elbbrücke zu Aussig ist für die Tschechen noch aus einem 
anderen Grunde „heilig“. Auf ihr sollten die Schläger von 1945 den 
„Großen Drei“ in Potsdam „beweisen“, dass man mit den 
Deutschen nicht mehr Zusammenleben könne. Wie der Vertreibungs¬ 
artikel XIII im Potsdamer Protokoll zeigt, hatten sie damit Erfolg. 

Allerdings ist es wieder ein manipulierter Erfolg, auf den man sich 
ernsthaft nicht berufen sollte. Damit ist ein weiteres Basisdokument, 
auf das sich unsere Vertreiber so gerne berufen, entwertet. 



Herrn Posselts Phantomwelt 

Schon am 14. Juni 2015 berichtete der Münchner Merkur über die merkwürdigen Auftritte des SL- 
Vorsitzenden, Herrn Posselts, in Brüssel und Strassburg. Posselt verlor, wie bekannt, bei der Europa¬ 
wahl 2014 sein Mandat. Ungeachtet dessen ist er aber nach wie vor an beiden Parlamentsorten präsent. 
Möglich ist das, weil ehemalige Abgeordnete auch nach ihrem Ausscheiden dort freien Zugang haben. 
So hält Herr Posselt Hof in der Parlamentskantine, nimmt an Ausschußsitzungen teil, ergreift dort das 
Wort und benutzt ein kleines Büro, das für ausgeschiedene Parlamentarier vorgesehen ist, wo er aber 
viel Platz hat, weil er der einzige „Ehemalige“ ist, den es nach Brüssel zieht. Zu Posselts Phantomwelt 
gehört natürlich auch eine Bürgersprechstunde in München. Die einzige Einschränkung gegenüber 
früher ist das fehlende Stimmrecht im Plenum und die fehlende Kostenerstattung. Herr Posselt zahlt 
alles aus eigener Tasche, wofür ihm Überbrücküngsgelder und eine Pension nach vier Legislatur¬ 
perioden zur Verfügung stehen. Nur das Gehalt seiner Assistentin trägt zur Hälfte die Paneuropaunion. 

Seine Europaverliebtheit begründet Posselt mit der Wichtigkeit Europas. Aber kann in einer Demo¬ 
kratie etwas wichtiger sein als der Wählerwille? Und muss man die in Brüssel ohnehin schon viel zu 
große Zahl der Abgeordneten noch durch „Ehrenamtliche“ vermehren? Und muss das ausgerechnet 
ein Sudetendeutscher sein, nachdem Brüssel 2004 das tschechische Straffreiheitsgesetz vom 8. Mai 
1946 und die Beneschdekrete bei der EU-Aufnahme so großzügig übersah? Vor diesem Hintergrund 
ist es für einen Sudetendeutschen eher anrüchig, sich nach Brüssel hingezogen zu fühlen! 

Inzwischen kam Herrn Posselts Geschichte auch im Wall Street Journal an. Das Blatt schlagzeilte am 
07.08.2015: Der Wähler sprach, aber dieser Herr kümmert sich nicht darum “ und zitierte Posselts Ex- 
Kollegen mit Ausdrücken wie „bizarr“ und „amüsant“ für die Vorgänge. 

Nun aber zur SL! Könnte sich dieses Syndrom auch bei ihr einschleichen? Wir wissen es nicht und 
befragen Wilhelm Busch: „Vorsicht! sprach die Gouvernante, als sie die Gefahr erkannte.“ Vielleicht 
hilft ja schon dieses einfache Frühwarnsystem. 
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Aus der Geschichte unseres Vereins: 

Der Witikobund im Jahre 1963 

Die ersten Anfänge des Witikobundes liegen im Jahre 1947. Als eingetragenen Verein gibt es ihn aber 
erst seit 1958. Erstaunlich ist seine schnelle Entwicklung, wie sie beim Jahrestreffen 1963 erkennbar 
ist (Witikobrief 1963/11). Das Treffen fand vom 11. bis 13. Oktober in Dinkelsbühl statt und stellte das 
städtische Fremdenverkehrsbüro vor eine große Aufgabe, denn nachgefragt wurden 574 Betten¬ 
wünsche, die auch alle befriedigt wurden, teilweise allerdings nur in den umliegenden Dörfern. Die 
Zahl der Anmeldungen spiegelte in etwa die Mitgliederzahl des Bundes, die auf 834 angestiegen war. 
Auch bei den Veranstaltungen reichte der größte Saal Dinkelsbühls, die Schranne, kaum aus. Er war 
trotz seiner 600 Sitzplätze immer überfüllt! In seinem Festvortrag hob Dr. Walter Brand auch das 
Thema Staatsverdrossenheit hervor. Die Rede dauerte drei Stunden (!) und wurde, wie im Witikobrief 
besonders hervorgehoben wurde, von allen Zuhörern in äußerster Disziplin und mit Ausdauer 
verfolgt! Beeindruckend waren die Gästeliste und die Aufzählung der Grußworte. Unter letzteren 
befanden sich solche von Rainer Barzel (CDU) und Erich Mende (FDP). Persönlich anwesend waren 
für die Ackermanngemeinde Lm. Linke (Augsburg) und für die Seligergemeinde Almar Reitzner. 
Mehrere Ministerien hatten Vertreter entsandt. 

Der Verein unterhielt in München eine Geschäftsstelle. Ihre Anschrift lautete „Tal 18“. Zur Vereins¬ 
struktur gehörten vier Landesverbände (NRW, Hessen, Baden Württemberg, Bayern) und 25 Orts¬ 
kreise. Daneben gab es Arbeitskreise für Agrarpolitik, SL-Fragen, Politik und Kultur. In der SL- 
Bundesversammlung gehörten von 72 Mandatsträgern 40 (= 55,5 %) dem Witikobund an! Der 
Kassenwart konnte sich über Einnahmen von rd. 49.000 DM freuen, davon rd. 15.000 aus Mitglieds¬ 
beiträgen. Bei Ausgaben von 43.000 DM ergab sich ein Überschuss von knapp 6.000 DM. Der 
Mitgliedsbeitrag belief sich auf 24 DM im Jahr. Bereits damals legte man großen Wert auf den 
Ausbau des „Sozialen Hilfswerks“ Kameradenhilfe. (Quelle Witikobbriefe, Jahrgang 1963) 


Schwierige Aufarbeitung kommunistischer Untaten 

(Nach Karl-Peter Schwarz, FAZ, 28.7.2015, S. 5) 

Wer das schmale Büchlein „Leopoldov“ von Marian Jezik gelesen hat, kann sich eine Vorstellung 
über die Leiden tschechischer Dissidenten in tschechischen Kerkern machen. Für die Aufarbeitung 
dieser Verbrechen gibt es seit 1995 zwar eine Sonder ab teilung der tschechischen Polizei, doch 
verurteilt wurden gerade einmal vierzig Täter, meist der untersten Ebene, die für das Regime die 
Schmutzarbeit verrichteten. Die Verfolgung der geistigen Urheber scheiterte überwiegend an der 
rechtlichen und personellen Kontinuität in der Justiz, gepaart mit fehlendem politischem Willen. 
Dieser Blockade stellt sich seit fünf Jahren die in Prag gegründete Vereinigung „Gedenken und 
Gewissen“ entgegen. Ihr Untersuchungsgebiet umfasst alle ehemals kommunistischen Ostblock¬ 
staaten. Vorerst hat sie sich aber auf nur zwei Schwerpunkte festgelegt. Erstens geht es um die 
Tötungen entlang des Eisernen Vorhangs und zweitens um die Zwangsumsiedlung der türkischen 
Minderheit in Bulgarien zwischen 1984 und 1989. An den 926 km langen Grenzbefestigungen zu 
Deutschland und Österreich verloren mindesten 320 Menschen ihr Leben. Sie starben durch Schüsse, 
durch fürs Töten abgerichtete Kampfhunde, an Elektrozäunen und in Minenfeldern. Obwohl 246 Fälle 
angezeigt wurden, kam es bisher nur zu vier Verurteilungen. Der von 1968 bis 1988 an der Spitze der 
Befehlskette stehende Ministerpräsident Lubomir Strougal ist nicht darunter. 


Flüchtlinge oder Heimatvertriebene ? 

Sogar der hessische Ministerpräsident, Volker Bouffier, leistet sich die Gedankenlosigkeit, die über 
das Mittelmeer zu uns kommenden Ausländer mit den Heimatvertriebenen von 1946 in einen Topf zu 
werfen. Gottlob hat Prof. Manfred Kittel die Unterschiede klargestellt (FAZ, 27. Juli 2015, S. 5): Die 
deutschen Ostvertriebenen trugen die Hauptlast für den gemeinsam verlorenen Krieg und kamen nicht 
als politische Asylanten oder als Wirtschaftsflüchtlinge. Königsberg, Breslau oder Reichenberg 
mussten sich wirtschaftlich und kulturell nicht hinter Köln am Rhein oder München verstecken. Die 
Ostvertriebenen gehörten zur deutschen Kulturnation und ließen sich relativ leicht integrieren. 
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Wann kommt die Stiftung FW zur Ruhe? 

Seit es die Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung (SFVV) in Berlin gibt, sorgt sie für Schlagzeilen. 
Von Beginn an fürchteten die Vertreiberstaaten, bei der Darstellung des Vertreibungsgeschehens zu 
schlecht wegzukommen. Daher musste die Vertreibung Deutscher 
aus Osteuropa relativiert werden. Im Hus-Jahr erinnert das 
unwillkürlich an das Konzil von Konstanz vor 600 Jahren, als man 
den Feuertod des böhmischen Predigers durch Hinweise auf andere 
Ketzerverbrennungen dieser Zeit, etwa auf die dreizehn Waldenser 
in Südfrankreich, verharmloste. 

So muss man froh sein, dass die Vertriebenen im Beirat des SFVV 
wenigstens sechs Sitze einnehmen dürfen (von 21) und dass als 
einer der Schwerpunkte der Ausstellung die Vertreibung der 

0 Deutschen festgelegt wurde. 

Ein Opfer dieses Berliner Gerangels war zum Ende des Jahres 2014 Prof. Kittel, der 
wegen einer umstrittenen Sonderausstellung als Präsident des Stiftungsrates zurücktrat. 
Nun wurde als sein Nachfolger Dr. Winfried Haider (CDU) gekürt. Prompt hagelte es 
wieder fünf Rücktritte, diesmal nichtdeutscher Beiratsmitglieder. Sie wenden sich gegen 
die angeblich überproportionale Beteiligung der Vertriebenen im Stiftungsbeirat und 
befürchten die Entstehung einer „germanozentrischen“ Gedenkstätte „von Vertriebenen 
für Vertriebene“ (Der Spiegel, 2015/29, S. 129). 

Für den Beobachter ist das völlig unverständlich, denn Dr. Haider war nach unseren Kenntnissen doch 
„ihr“ Mann. Das jedenfalls ergaben die Recherchen des Witikobriefes im Februar 2012. 
Dr. Haider leitete seit 2006 das „Haus des Deutschen Ostens“ in Düsseldorf und war sehr 
früh durch übertriebene politische Korrektheit aufgefallen. So sorgte er bald nach Antritt 
seiner Stelle für die Umbenennung des Hauses in Gerhart-Hauptmann-Haus. Vertriebene 
vor Ort vermuteten, dass das weniger aus Liebe zu Hauptmann geschehen sei, sondern in 
der Absicht, den Begriff „Deutscher Osten“ zu tilgen. Dafür sprachen auch Hausverbote 
gegen Vertriebene, die bei Veranstaltungen bohrende Fragen zum Unrecht an Deutschen stellten. 

Aus der Sicht der Vertreiberstaaten dürfte Dr. Haider eine gute Wahl sein. Schlimm wäre es aller¬ 
dings, wenn die fünf Rücktritte Teil eines allgemeinen Boykotts wären, der auf das Scheitern der 
Stiftung überhaupt abzielt. In Bayern werden schon Wetten angeboten, dass das Sudetendeutsche 
Museum früher fertig sein wird als das in Berlin. 

Hilflose Polizei? 

Unerträgliche Formen nimmt die linke Gewalt in Leipzig an. Das berichtet „Der Spiegel“ in seiner 
Ausgabe vom 11.Juli 2015. Polizeistationen, Amtsgerichte, Staatsanwaltschaften, aber auch Banken, 
Versicherungen und sogar Privatwohnungen politisch tätiger Bürger werden massiv angegriffen. Wer 
mit nur eingeworfenen Fensterscheiben wegkommt, kann sich glücklich schätzen. Meist werden 
Geldautomaten zerstört und ganze Glasfassaden eingeworfen. Herbeigerufene Polizeiautos bleiben mit 
Plattfuss liegen, denn die Straßen sind mit Krähenfüßen übersät! Es herrscht Krieg gegen den Staat, 
und während dieser massiv den „Kampf gegen rechts“ führt, planen linke autonome Gruppen in aller 
Ruhe den nächsten Überfall. Der Aufklärungsstand der Geheimdienste tendiert gegen Null. 
Merkwürdig auch, dass in der Tagespresse kaum etwas darüber zu lesen ist. Sind wir schon ganz 
diesem Stillhaltejournalismus ausgeliefert? 

Es ist offensichtlich, dass der Staat nur noch bedingt abwehrbereit ist. Das zeigen auch die vielen 
Wohnungseinbrüche. Ihre Zahl schnellte dank Schengenabkommens auf imposante 153.000 im Jahr 
hinauf! Die armselige Reaktion der Politik: Sicherheitsvorrichtungen an der Wohnung können 
steuerlich abgesetzt werden. Der Ruf nach dem starken Arm des Staates wird nicht mehr lange auf sich 
warten lassen. 
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Die Welt verstehen! 

Interessantes in Kürze: 

1. Nachdem Italien im 1. Weltkrieg die Fronten gewechselt hatte, besetzten italienische Truppen am 
23. Mai 1915, also vor 100 Jahren, Südtirol. 

2. Udo Voigt, MdE und früherer NPD-Vorsitzender, nahm im März 2015 in Petersburg an einem Kon¬ 
gress der (russ.) Vaterlandspartei teil. Themen waren „traditionelle Werte“, Christentum und die Poli¬ 
tik der USA. Voigt hielt ein Referat und war Mitunterzeichner einer Resolution (Die Welt, 22.3.2015). 

3. Während die Auflagenzahlen der meisten Zeitungen schrumpfen, stieg die der „Jungen Freiheit“ 
(JF) mit 24.328 Exemplaren (+7,5 %) auf ein Rekordhoch (Rundschreiben der JF vom 22.5.2015). 

4. In Prag 6, U Labratore 22, steht die Villa Adolf Eichmanns zum Verkauf. Sie hat zwei Wohnungen, 
Eine bewohnte Eichmann mit seiner sudetendeutschen Frau Veronika, geb. Liebl, die andere sein 
Schwager, Kapitän Karel Lukas, der 1945 „bezeugte“, dass Eichmann im Kampf gefallen sei. 

5. Linke Politiker in Bad Neundorf beschuldigten Agnes Miegel der Nähe zum Nationalsozialismus. 
Daher wurde ihr Denkmal aus dem Kurpark entfernt und im Garten des Hauses der Agnes-Miegel- 
Gesellschaft neu auf gestellt (PAZ, 30.5.15). 

6. Vor zwei Jahren wurde Rudi Pawelka als Vorsitzender der Landsmannschaft Schlesien (LS) auf 
Bundesebene abgewählt. Er ist aber noch Vorsitzender des Landesverbandes NRW. Dieser sei nun laut 
Pawelka aus dem Bundesverband ausgeschieden (JF, 19.6.2015). 

7. Der französische General Gomart bestritt vor dem französischen Parlament, dass in der Ostukraine 
russisches Militär tätig sei. Anderslautende Meldungen beruhten auf dem „Übergewicht“ der US- 
Aufklärung in der Allianz (PAZ, 23. 5. 2015, S. 6). 

8. Deutsche und österreichische Firmen beschäftigen in der CR rund 150.000 Menschen. Daher sind 
Deutschkenntnisse am tschechischen Arbeitsmarkt karrierefördernd (JF, 19.6.2015). 

9. Nach den Perserkriegen ließen die Athener die Ruinen ihrer Stadt als Zeugnis persischer Barbarei 
stehen. Die Sudetendeutschen reparieren die von den Vertreibern zerstörten Kirchen. 

10. Ihr 5. „Nordraumtreffen“ veranstaltete die SL-Landesgruppe Schleswig-Holstein Ende Juni in 
Trappenkamp. Leider nahmen daran nur 40 Personen teil. Der Landesverband hatte im Jahre 2009 
noch 156 Mitglieder und wird in der SL-Bundesversammlung von LO Wolfgang Stelzig vertreten. 

11. Am (neuen) Altvaterturm auf dem Wetzstein bei Lehesten (Thüringen) wurde Anfang Mai eine 
Tafel zur Erinnerung an die Wolfskinder aus Ostpreußen eingeweiht. 

12. Im Netz liest man über Griechenland: Kein Geld für Pensionen, aber für 400 amerikanische 
Abrams-Panzer, die nach dem Irak-Krieg in Nevada abgestellt wurden. 

13. Rund 25 Prozent der Tschechen wohnen in deutschen Häusern (Internet). 

14. Der tschechische General Petr Pavel ist seit 25.Juni 2015 Vorsitzender des Nato-Militäraus- 
schusses. In seiner Vita fehlt, dass er bis 1989 Mitglied der Kommunistischen Partei war (Wikipedia). 

15. Am 15. August 2015 findet in München am Grab Herbert Hupkas zu dessen 100.Geburtstag eine 
Gedenkveranstaltung statt. 

16. In diesem Jahr (2015) endet die Aktensperre im Fall Taylor Kent, der als Dechiffrierer an der US- 
Botschaft in London Kenntnis von den konspirativen Briefen zwischen Churchill und Roosevelt hatte. 
Demnach plante letzterer schon 1939/40 den Kriegseintritt. Kent wollte das auf decken, wurde aber 
enttarnt und zu sieben Jahren Haft verurteilt. 


Drei Tschechen in der Todeszelle 

Als 1941 drei Tschechen mit Namen Siska, Kopal und Bufka an der Westfront in britischen Uniformen 
gefasst wurden, drohte ihnen die Todesstrafe. Die Hinrichtung wurde aber bis zum Kriegsende 
verzögert, und alle drei kamen 1945 frei. Als der „Stern“ diese Episode 1963 aufgriff, verfasste Dr. 
Benno Tins, Verleger des Ascher Rundbriefes, einen Leserbrief an den „Stern“. Darin verglich er das 
Schicksal der drei Tschechen mit unzähligen Deutschen, die 1945 wegen weitaus geringfügigerer und 
oft sehr konstruierter Vorwürfe zum Tode verurteilt und binnen zweier Stunden hingerichtet wurden. 
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Jan Hus (1370-1415) 

Vor genau 600 Jahren beschuldigte das Konzil zu Konstanz Jan Hus der Häresie und verurteilte ihn 
zum Feuertod. Sein Fall ist noch heute für ganz Europa ein trauriges Beispiel für die Einengung der 
Geistesfreiheit. In einem gewissen Gegensatz dazu steht aber, dass 
gerade damals auch kulturelle Höchstleistungen zu verzeichnen sind, 
wie etwa die Dichtung des Ackermanns aus Böhmen oder überhaupt die 
Ausformung der deutschen Sprache in den böhmischen Kanzleien. 

Jan Hus wurde um 1370 in Husinetz, einem Dorf im südlichen 
Böhmerwald, geboren. Sein Vater war Fuhrmann und soll das heute 
noch vorhandene Haus Nr. 36 bewohnt haben. Die Schule besuchte der 
Knabe in der nahen Handelsstadt Prachatitz (Goldener Steig!), wo ebenfalls das Haus, in dem Hus als 
Schüler gewohnt haben soll, gezeigt wird. Etwa ab 1390 studierte Hus an der Karlsuniversität in Prag. 
Wahrscheinlich hatte ihn der Mathematiker Christian von Prachatitz dorthin geholt. Als mittelloser 
Student hat er vielleicht im Collegium pauperum (pauper=arm) gewohnt. 1393 erwarb er das 
Bakkalaureat und 1396 unterzog er sich der Magisterprüfung. Als Bakkalar belegte er unter seinen 
Jahrgangs-genossen nur den sechsten Rang. An erster Stelle lag sein späterer Mitstreiter Jacobellus aus 
Mies. Nach der Magisterprüfung erhielt Hus einen Lehrauftrag in Philosophie und begann 1398 das 
Studium der Theologie. 1400 ließ er sich zum Priester weihen. Später schämte er sich der Motivation 
dazu, denn ihm ging es damals vor allem um die Hebung seines Lebensstandards. Im Kollegenkreis 
wurde er geschätzt, denn schon 1401 berief man ihn in das Amt des Dekans, was bei rund 200 
Magistern und Professoren an der Hochschule keine geringe Auszeichnung war. 1402 erhielt er eine 
Professur für Theologie und Philosophie und von 1409 bis 1410 bekleidete er das Amt des Rektors der 
Karlsuniversität. 

Wyclif (1324-1384) 

Im Jahre 1382 heiratete Anne von Böhmen den englischen König Richard II. Sie war die Tochter 
Karls IV. bzw. die Schwester König Wenzels IV. Dadurch entspann sich ein reger geistiger Austausch 
zwischen Böhmen und der Insel. Böhmische Scholaren besuchten Oxford und 
brachten die Ideen John Wyclifs mit. Im Universalienstreit hing dieser (in der 
Nachfolge Platons) dem Realismus an. Auch Hus beschäftigte sich intensiv mit 
Wyclifs Lehre, wie die Abschrift eines seiner Bücher und zahlreiche Rand¬ 
bemerkungen von seiner Hand darin erkennen lassen. Diese Abschrift liegt im 
Reichsmuseum Stockholm und wurde im Dreißigjährigen Krieg als Kriegsbeute 
nach Schweden verbracht. 

Theologische Schriften Wyclifs erreichten Hus 1398, als Hieronymus von Prag, sein 
Lieblingsschüler, von einer Englandreise zurückkam. Wyclif geißelte die Sittenlosigkeit des Klerus, 
stellte die Transsubstantiation (Verwandlung von Brot in den Leib Christi) in Frage und hielt das 
Papsttum für überflüssig, da das Oberhaupt der Kirche Christus sei. In Böhmen 
fielen diese Gedanken auf vorbereiteten Boden, vor allem in Südböhmen, denn 
Ähnliches hatten dort schon vorher Konrad Waldhauser 
(+ 1369), Konrad Milic (+ 1374) oder Mathias von 
Janov gelehrt. Wie Wyclif predigte Milic nicht nur in 
Latein, sondern auch in der jeweiligen Landessprache. Hus wurde ein 
Anhänger Wyclifs und machte nur Vorbehalte in der Transubstantia- 
tionsfrage. Die Bühne, von der aus er seine Ideen verbreiten konnte, war die 
Bethlehemskapelle in Prag. 

Die Bethlehemkapelle 

Obwohl es zur Zeit Hus v in Prag 76 (!) Kirchen gab, fehlte eine Stätte, in 
der auf Tschechisch gepredigt wurde. Für diesen Zweck stiftete der 
Deutsche (!) Johann von Mühlheim 1391 die Bethlehemskapelle. Sie bot 
auf 800 qm 3000 Zuhörern Platz. Am 14. März 1402 wurde Jan Hus dort Bethlehemskapelle 

mit dem Predigeramt betraut. Es war ein Tätigkeitsfeld ganz nach seinem Geschmack. Jetzt konnte er 



Jetuö irnMte daö 
Sleicfi Cfattet, 
aßm et kam die 
Jivtcfie. 
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die christliche Lehre in der Sprache des einfachen Volkes auch von der Kanzel verkünden. Das tat er 
jede Woche viermal mit größtem Erfolg. Sogar König Wenzel und Königin Sophie sah man unter den 
Zuhörern. Die Königin wählte ihn sogar zu ihrem Beichtvater. Hus geißelte das unchristliche Leben 
vor allem der kirchlichen Würdenträger, aber auch der Reichen. Da die Reichen vornehmlich zum 
deutschen Teil der Prager Bevölkerung gehörten, floss auch noch ein nationaler Akzent ein. So 
vermischten sich in den Predigten Hus" christliche mit sozialen und nationalen Motiven. 

Die Deutschen in Prag 

Deutsche gab es in Böhmen schon immer. 1411 bestand der Stadtrat Prags nur aus Deutschen! Als 
Kaiser Karl IV. die Universität gründete, war er auf auswärtige Lehrer und Studenten angewiesen. 
Daher erhielten die „Nationen“ der Bayern, Sachsen und Polen an der Universität je eine Stimme, 
genau wie die Nation der böhmischen Landeskinder. Der Begriff „Nation“ hatte damals nur geo¬ 
graphische Bedeutung, denn Deutsche gab es auch in der „Böhmischen Nation“, wenn sie in Böhmen 
geboren waren. Den ersten größeren Streit mit den „Deutschen“ gab es 1384 um die Privilegien des 
Karlskollegs (Collegium Carolinum). Auf unwissenschaftliche Motive deutet die Polarisierung im 
Universalienstreit hin. Während sich die deutschen Nationen zum Nominalismus bekannten, ver¬ 
teidigte die böhmische Nation den Realismus, wahrscheinlich, um dadurch ein eigenes Profil zu 
entwickeln. Für Hus stand die nationale Frage nicht an erster Stelle, denn ihm war nach eigenem 
Zeugnis „ ein guter Deutscher lieber als ein schlechter Tscheche, und wenn es mein eigener Bruder 
wäre “ Als jedoch das Kuttenberger Dekret die Stimmenmehrheit an der Universität auf den Kopf 
stellte, konnte auch er seine überschwängliche Freude nicht unterdrücken. 

Hus macht sich Feinde 

Im Jahre 1407 bezeichnete Hus alle Geistlichen als Ketzer, die für ihre Amtshandlungen Stolgebühren 
erhoben. Da verstand der Klerus jedoch keinen Spaß, denn es berührte seine materiellen Interessen. 

Als sie sich beim König beschwerten, lachte dieser nur und sagte: „Solange 
unser Hus den Fürsten und Herren Strafpredigten hielt, habt Ihr es gerne 
gehört. Nun, da die Reihe an Euch kommt, lasset es Euch auch gefallen!“ 
Nun wurde die Häresiekeule hervorgeholt. Man verlangte von der 
böhmischen Universitätsnation die Distanzierung von 45 Wyclif-Thesen, 
die von den drei anderen Nationen schon 1403 verworfen worden waren. 
Vor allem ging es um die These 30: „Niemand ist weltlicher Herr, 
niemand Prälat, niemand Bischof, solange er in der Todsünde lebt. “ Hus 
machte einen Kompromissvorschlag, der angenommen wurde. Alles blieb 
in der Schwebe, eine Entscheidung stand noch aus. 

Das Kuttenberger Dekret 

Was sich bisher in Prag abgespielt hatte, war nur von innerböhmischer Bedeutung. Bald berührten 
diese Rivalitäten aber auch europäische Interessen. Seit 1378 gab es zwei Päpste. Um das Schisma zu 
beenden, plante König Wenzel IV im Zusammenspiel mit Frankreich, den in Rom residierenden Papst 
Gregor XII auszuschalten. Teil des Planes war, dass Böhmen Gregor die Gefolgschaft verweigerte. 
Dazu war die böhmische Nation an der Karlsuniversität bereit, nicht aber die drei anderen. So erließ 
Wenzel am 18.Januar 1409 das nach seinem damaligen Aufenthaltsort so benannte Kuttenberger 
Dekret, das die Stimmenverteilung auf den Kopf stellte. Die böhmische Nation erhielt drei Stimmen, 
die drei ausländischen zusammen nur eine. Als deren Protest erfolglos blieb, entschlossen sie sich zum 
Auszug nach Leipzig. 

Dieser Abzug stellte nicht nur einen riesigen Aderlass für die Prager Universität dar, sondern schadete 
auch dem Wirtschaftsleben der Stadt bedeutend. Die Schuld daran schob man schnell auf Hus, doch 
könnte der Vorschlag auch auf die gerade am Hofe weilende französische Delegation zurückgegangen 
sein. Hus wurde im Jahr darauf zum Universitätsrektor gewählt, manche vermuten aus Dankbarkeit für 
das Kuttenberger Dekret. 

Ablaßstreit und Kirchenbann 

Zu den größten Unverfrorenheiten des Mittelalters gehörte der Ablasshandel. Der Erfindungsreichtum 
der Kirche hierbei war erstaunlich, so etwa beim Jubelablass, der alle 33 Jahre angeboten wurde, 
angeblich weil das das Alter Jesus" bei der Kreuzigung war. 1411 erteilte Johannes XXIII., der 
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inzwischen als dritter Papst die Kirchenspaltung noch verschlimmert hatte, einen Ablass für die 
Unterstützung eines Krieges gegen den König von Neapel. Hus kämpfte dagegen und predigte, dass 
nur Gott die Sünden vergeben könne. Drei junge Männer taten sich in der Agitation gegen die 
Ablasshändler besonders hervor und wurden verhaftet. Als ihnen die Hinrichtung drohte, trat Hus für 
sie ein. Der Stadtrat Prags, der nur aus Deutschen bestand (siehe oben!), versprach Schonung. Hus und 
sein Anhang vertrauten dem Versprechen. Doch bald darauf wurden alle drei enthauptet. Die Folge 
war größter Aufruhr in Prag. Die Prager „Päpstler“, deutsche Bürger zusammen mit „päpstlichen“ 
Tschechen, blieben nicht untätig und erreichten bei der Kurie, dass in einer päpstlichen Bulle der 
„große Bann“ über Hus verhängt wurde. Das war die höchste Strafe, die jedem verbot, dem Gebannten 
Unterkunft und Nahrung zu geben. Hus reagierte auf seine Art, indem er Berufung bei der für ihn 
„höchsten Instanz“, Jesus Christus, einlegte. Diese Haltung konnte er aber nicht auf Dauer 
durchhalten, ohne sich und seine vielen Anhänger sowie den städtischen Frieden nachhaltig zu 
gefährden. So begab er sich ins Exil aufs Land, wo er in den Burgen ihm treu ergebener Landedelleute 
sicher war. Dort widmete er sich seinen Studien und begann vor der Landbevölkerung zu predigen, 
selbstverständlich auch da mit großem Erfolg. Hus widmete sich in dieser Zeit (1412) auch der 
Übertragung der Bibel ins Tschechische. Zwar gab es schon eine solche, doch genügte sie noch nicht 
allen gehobenen Ansprüchen. So betätigte sich Hus jetzt, vergleichbar mit Luther, auch sprach¬ 
schöpferisch. 

Die Reise nach Konstanz 

König Sigismund wollte das Schisma beenden und Böhmen vom Ruf, eine Ketzerzuflucht zu sein, 
befreien. Letzteres auch im Hinblick auf eine mögliche Beerbung seines älteren Bruders Wenzel. So 

gewann er 1414 Papst Johannes XXIII. für die Einberufung eines Konzils 
nach Konstanz. Hus war überrascht, als zwei tschechische Edelleute auch ihm 
eine Einladung Sigismunds überbrachten. Neben freiem Geleit wurde ihm in 
Aussicht gestellt, seine Sache in Konstanz frei verteidigen zu können. Trotz 
großer Bedenken und vieler Warnungen begab sich Hus am 11. Oktober auf 
die Reise. Zu seinem Tross gehörten zwei Reisewagen und etwa 30 Pferde. 
Begleitet und beschützt wurde er von den Rittern Johannes von Chlum und 
Wenzel von Dauba. Sigismund hatte vorgeschlagen, Hus solle in sein 
Hoflager nach Speyer kommen und mit ihm gemeinsam über Aachen und 
Wetzlar (!) nach Konstanz zu ziehen. Hus scheute aber den weiten Weg und, 
wie man sagt, auch die lockeren Sitten der Frauen vom Rhein, die er offenbar 
in schlechter Erinnerung hatte, seit er 1397/98 im Gefolge des Königs im 
Rheinland weilte. So begab er sich über Tachau, Weiden, Nürnberg, Ulm 
direkt zum Bodensee. In seinem Entschluss wurde er durch die freundliche 
Aufnahme in allen deutschen Städten bestärkt, was ohne Zweifel an der 
damals großen Verbreitung wyclifsehen Gedankengutes auch in Süd¬ 
deutschland lag. Wohin er kam, ließ Hus nicht nur sein Kommen durch 
Maueranschläge ankündigen, sondern bot auch öffentliche Diskussion über die interessierenden theo¬ 
logischen Fragen an. Nach dreiwöchiger Reise traf er am 3. November 1414 in Konstanz ein. Seine 
Ankunft wurde in der Öffentlichkeit beachtet. Quartier nahm er im Hause der Witwe Fida Pfister. 
Konstanz war mit rund 10.000 Menschen überbelegt. Was Hus dort an Mißständen sah, hat ihn in 
seinen sittlichen Überzeugungen bestärkt. In einem Brief schrieb er, dass die Stadt sich von ihren 
Sünden nicht in einer dreißigjährigen Busse reinigen könne. 

König Sigismund traf erst am Heiligen Abend ein. In der Zwischenzeit waren die Hus-Gegner in 
Konstanz nicht untätig gewesen. Eine Schlüsselrolle kam dabei seinen Widersachern aus Böhmen zu, 
denn sie alleine konnten die auf Tschechisch geschriebenen husischen Schriften lesen. Unter Führung 
von Stefan Paletsch, einem früheren Freunde Hus\ erreichten sie dessen Verhaftung am 28.November 
1414. Hus erleichterte ihnen allerdings auch ihr Werk, weil er in seiner Wohnung trotz Verbots des 
Bischofs Messen las. Als er sich auf das von Sigismund zugesicherte freie Geleit berief, verwiesen die 
Kardinäle auf ihre alleinige Autorität in kirchlichen Angelegenheiten, in die der König nicht 
hineinzureden hätte. König Sigismund selbst hat 1416 geäußert, dass er Hus besser hätte schützen 
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können, wenn dieser sich seinem Zug angeschlossen hätte. 

Hus litt zeitweilig unter miserablen Haftbedingungen. Man legte ihm 45, meist auf Wyclif zurück¬ 
gehende Thesen vor, denen er abschwören sollte. Zusammengestellt hatte sie der schon erwähnte 
Stefan Paletsch und sein Kreis böhmischer Theologen. Hus bezeichnete sie als Fälschungen. Ein 
neutrales Gremium bestätigte ihm, dass nur 11 der 45 Thesen nicht gefälscht oder verfälscht waren! 
Im Übrigen erklärte sich Hus bereit, allem abzuschwören, was ihm aus der Heiligen Schrift widerlegt 
werde. Das Konzil ließ sich aber auf keine Diskussion ein, sondern führte ein Verfahren nach kanoni¬ 
schem Recht durch. Meist durfte Hus nur mit Ja oder Nein antworten. Wahr ist allerdings auch, dass 
das Konzil mehrfach versuchte, Hus goldene Brücken zu bauen. Diesen Kuhhandel lehnte er aber als 
ein „unwürdiges und kleinliches Ende einer großen Sache“ ab. Schon in Prag hatte er betont, dass er 
seine durch Wyclif gewonnenen Überzeugungen nicht einmal für eine bis oben mit Gold gefüllte 
Bethlehemkapelle hergeben würde. 

Hus ging aufrecht und gefasst in den Tod. Erasmus von Rotterdam (1466-1536) schrieb: „Hus ist 
verbrannt - aber nicht besiegt (< (Ioannes Hus exustus, non victus). Das galt nicht nur für Böhmen, wo 
sich die Heere Zischkas formierten, sondern auch für Deutschland. Zahlreiche deutsche Geistliche 
hatten in Prag studiert und waren husitisch gesinnt. Nicht selten erlitten auch sie dafür den Feuertod. 
Als Prokop der Große mit 45.000 Mann nach Deutschland zog, kehrte er mit 70.000 zurück! Luther 
würdigte Hus wie folgt: „Das Evangelium, das wir haben, erachte ich, haben Hus und Hieronymus 
(sein 10 Monate später hingerichteter Schüler, Red.) mit ihrem Blute erkauft.“ 

Hus war ein Mann von weltgeschichtlicher Bedeutung. (F.V.) 


Pilsen-Bory1945: Tragödien hinter dicken Ketjcermauem 

Nach dem Kriegsende 1945 wurden Tausende von Sudetendeutschen Opfer tschechischer Willkür. Die 
Schreckensorte sind wohlbekannt. Merkwürdigerweise fehlt dabei aber fast immer der Name Pilsens, 
was nur daran liegen kann, dass sich dort die Freveltaten hinter dicken Kerkermauern abspielten. 

Die „Säuberung 66 Pilsens 

Bei Kriegsende umfasste die deutsche Minderheit Pilsens rund 7.000 Personen. Hinzu kamen etwa 
5.000 Schlesier und Ostdeutsche, die auf der Flucht vor der Front in Pilsen gestrandet waren. Alle 

zusammen wurden nach Ankunft der US- 
Armee am 6. August 1945 unterschiedslos 
und unverzüglich in die örtlichen Haft¬ 
anstalten verbracht. Diese waren die Lager 
Karlov I und II, das Kreisgefängnis und vor 
allem das Zuchthaus Bory. Mehrere 
Hundert Deutsche kamen außerdem in die 
Lager Miröschau und Tschemoschna bei 
Pilsen. Prügelorgien, Hunger und mangeln¬ 
de Hygiene führten zu unglaublich hohen 
Sterberaten. Im Juni transportierten die US-Amerikaner die meisten Insassen des Lagers Karlov mit 
Lastautos nach Bayern ab. Für die Zurückgebliebenen setzte sich die Zeit des Leidens und Sterbens, 
besonders im Zuchthaus Bory, fort. 

Zu den Häftlingen aus Pilsen selbst kamen noch mindestens 1.000 Deutsche aus dem westlichen 
Vorland dieser Metropole Westböhmens. Alleine aus dem früheren Landkreis Mies wurden nach Fest¬ 
stellungen des Heimatkreises Mies-Pilsen e.V. recht genau 1.500 Deutsche zumindest vorübergehend 
verhaftet und zum Teil in Pilsen festgehalten. Viele kamen aber auch von weiter her, etwa aus Asch. 

Berichte Überlebender 

Obwohl dicke Kerkermauem dazwischen lagen, wissen wir aus Berichten Überlebender recht genau 
über die Vorgänge in den Haftanstalten Bescheid. Alleine der Heimatbrief des Heimatkreises Mies- 
Pilsen enthält 116 (!) Artikel zum Stichwort Bory! Aus der Fülle der Zeugnisse seien hier lediglich 
drei hervorgehoben. 



Zuchthaus Bory in Pilsen 
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a) Ein Brief Dr.med. Ada Eberls, die als Pilsnerin selbst Häftling im Bory war, aber als Gefängnis¬ 
ärztin Verwendung fand. Ihr Bericht hat besonderes Gewicht, da sie im ganzen Zuchthaus herumkam 
und nach ärztlichen Maßstäben urteilen konnte (Fundstelle: Jahrbuch Mies-Pilsen 4, S. 40 f). 

b) Ein Erlebnisbericht von acht Seiten des Internierten Karl Hromada aus Mies (Fundstelle: Land an der 
Miesa, Heimatbrief Mies-Pilsen, 1972, S. 171 ff.) 

c) Ein Bericht in 21 (!) Folgen von Dr. Rudolf Jahn über seine zehnmonatige Boryhaft (Fundstelle: 
Ascher Rundbrief, 1. Folge 10. November 1951, Kurzfassung: Jahrbuch Mies-Pilsen 6, S. 21 ff.). 

Alle drei Berichterstatter bezeugen, dass vor allem Prügelorgien und Hunger zum Tod unzähliger 
Internierter geführt haben. Private Schätzungen sprechen von rund 2.000 Toten in Pilsen und 
Miröschau. Diese Zahl wird in etwa von den Erhebungen des Heimatkreises bestätigt. Wenn Karl 
Hromada von 6.000 spricht, dürften in dieser Zahl auch die Sterbefälle aus den Pilsner Wehrmachts¬ 
lazaretten enthalten sein. Zu denken gibt allerdings das seinem Bericht beigefügte Foto eines 
gigantischen Erdhügel-Grabes (siehe unten!). 

Anhaltspunkte für die Schätzung 

Die Schätzungen des Heimatkreises Mies Pilsen beruhen vor allem auf drei Quellen: 

Quelle 1 : Liste der Inhaftierten des Narodny Vybor Pilsens vom Juni 1945. Sie enthält 1.350 Namen 
Deutscher, die man zwar inhaftiert hatte, gegen die aber kein Belastungsmaterial vorlag. Um solches 
zu erhalten, bat man die tschechische Bevölkerung um Denunziationen (Jahrb. Mies-Pilsen 3, S. 34 ff.). 
Quelle 2: Eine zweite sozusagen amtliche Quelle sind die fünf Bronzetafeln am Zentralfriedhof 
Pilsens mit 663 Namen (Jahrb. Mies-Pilsen 7, S. 38 ff.). 

Quelle 3 : Erhebungen unter den Vertriebenen selbst, 
die schon 1947 in Angriff genommen wurden und 
ihren ersten Niederschlag in der Juli-Folge 1949 des 
Heimatbriefes Mies-Pilsen fanden. Zum vorläufigen 
Abschluss kamen die Nachforschungen 1996 mit der 
Veröffentlichung von 712 Namen (sh. Jahrbuch Mies- 
Pilsen, 5, S. 9 ff.). 

Diese drei Namenslisten sind nicht deckungsgleich. 

Am zuverlässigsten dürfte Liste 3 sein. Sie enthält 
aber nur die Opfer mit Wohnsitz im Landkreis Mies 
und der Stadt Pilsen. Liste 2 (die Bronzetafeln) 
enthält aus ihr nur 197 Namen. Die anderen 466 dürften ins übrige Sudetenland gehören oder Ost¬ 
flüchtlingen und versprengten Soldaten zuzuordnen sein. Liste 1 vom Juni 1945 ist nur insofern von 
Bedeutung, als sie die Inhaftierung späterer Opfer bestätigt, ansonsten nur die Willkür und das Aus¬ 
maß der Verhaftungen zeigt. 

Mit den Mitteln des Heimatkreises Mies-Pilsen konnten somit 1.178 Tote (712+466) namentlich 
festgestellt werden. Die Lücke bis zur Schätzzahl von 2.000 Toten beträgt rund 800. Zur weiteren 
Aufhellung könnten vor allem die angeblich in Prag archivierten Totenbücher der Haftanstalten 
beitragen. Hilfsweise könnte man noch anführen: A) Die Sterberate der 64 Ascher Männer, die 54,7 
Prozent (33 von 64) betrug! B) Aussage einer Tschechin am 8. Juni 1945, wonach am Tag davor am 
Bory siebzig (70) Deutsche umgebracht worden seien (Dr. Jahn, Ascher Rundbrief, 10.11.1951). 

C) Schätzung von Bory-Anwohnern, wonach im Oktober 1945, während der Typhusepidemie, an 
einem einzigen Morgen 350 Leichen abtransportiert worden seien! Gestorben wurde mindestens zehn 
Monate lang, das sind 300 Tage. Die Zahl von 2.000 Toten erreicht man dann „schon“ bei 
durchschnittlich 7 Toten pro Tag. 

Der die Tschechen 1945 erfasste Furor machte auch vor Prominenten nicht halt. So befindet sich der 
Vater des Nobelpreisträgers 2010 in Physik, Peter Grünberg, Theodor Grünberg, ebenso unter den 
Opfern wie die beiden Enkel des Großindustriellen Skoda, dessen Familie damit im Mannesstamm 
erloschen ist. (F.V.) 



Unter dem Erdhügel Massengrab in Pilsen 
(Land an der Miesa, 1972, S. 171) 
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Ein sudetendeutscher Musiker in der DDR 


Guido Masanetz ist einer der bedeutendsten und erfolgreichsten Musikerpersönlichkeiten der 
ehemaligen DDR. Geboren wurde er am 17. Mai 1914, also vor mehr als 101 Jahren, in Friedek/ 
Sudetenland. Sein jetziger Wohnort ist Berlin-Buchholz. Masanetz besuchte das Gymnasium in 
Mährisch-Ostrau und studierte nach dem Militärdienst in Pilsen Musiktheorie und Komposition 
Danach arbeitete er in Brünn als Ballett-Repetitor und im dortigen Radiosender. Von 1941 - 1945 
diente Masanetz in der Wehrmacht und nach dem Ende des II. Weltkrieges war er als Kapellmeister 
im Stadttheater Zittau tätig. Ab 1951 leitete er das Staatliche Gesangs- und Tanzensemble der DDR. 
Von 1956-1966 arbeitete er im Verband der Komponisten und Musikwissenschaftler und auch als 
Musikdramateur im Verlag „Lied der Zeit“ der DDR. Als freischaffender Pianist, Komponist und 
Dirigent schuf Masanetz viele musikalische Werke wie Operetten, Musicals und Schlager für Rudi 
Schuricke und Anneliese Rothenberger. Er komponierte auch viele Filmmusiken, besonders gern für 
Märchenfilme. Die Premiere seines Kult-Musicals „In Frisco ist der Teufel los“ erfolgte 1962 im 
Metropoltheater in Berlin und war 1965 und 1979 in Leipzig in der „Muko“ (Musikalische Komödie) 
als Neuinszenierungen zu erleben. 1979 erhielt Masanetz den Kunstpreis und den Nationalpreis der 
DDR. 1974 wurde er mit dem Vaterländischen Verdienst-Orden in Bronze und 1989 in Silber 
ausgezeichnet. 

Wiederaufführung in Leipzig 

Am 28. Juni 2015 kam es in Leipzig in der „Musikalischen Komödie“ (Muko) zu einer 
Wiederaufführung des Musicals „In Frisco ist der Teufel los“. Masanetz wurde von der Spielleitung 
zur Neuaufführung eingeladen und reiste trotz seines hohen Alters nach Leipzig. Mit von der Partie 
war die Sudetendeutsche Gesellschaft e.V., Berlin, mit acht Mitgliedern, denn der Leiter dieser 

Gesellschaft, Peter Vanca, hat einen guten Kontakt zu 
Guido Masanetz und seiner Frau. Masanetz wurde 
von der Leitung der „Muko“ freudig begrüßt und für 
sein musikalisches Schaffen geehrt. Auch von den 
sudetendeutschen Landsleuten aus Berlin erhielt er 
schöne Blumensträuße und hohe Anerkennung, über 
die er sich sehr freute. Die Aufführung war gut 
besucht, überwiegend von älteren Leuten, die sich 
freuten, nach so vielen Jahren die beliebten Ever¬ 
greens, Charlestons, Blues & Co. wieder zu hören. 
Obwohl die neue Inszenierung eine konzertante 
Aufführung ist, begeisterte das Ensemble, die 
Solisten, der Chor, das Ballett und das Orchester das 
Publikum. Die Solisten erhielten oft einen Zwischenapplaus, auch der begeisterte Schlußapplaus 
bewog die Künstler zu mehrmaligen Wiederholungen des beliebten Frisco- Liedes: „Seemann, hast du 
mich vergessen“? Dieses Musical beruht übrigens auf historischen Tatsachen in San Franzisko der 
20er Jahre des vergangenen Jahrhunderts. 

Masanetz" Bühnenkompositionen wurden von 1955 - 1987 in vielen Theatern und Bühnen des 
Ostblocks gerne gespielt. Lt. Bühnenjahrbuch war er in diesen Jahren der meist aufgeführte deutsche 
Komponist. Wir wünschen unserem Landsmann Guido Masanetz noch viel Gesundheit, alles Gute und 
noch weitere schöne Lebensjahre! (Peter Vanca) 

Hier folgt eine Übersicht über die wichtigsten Werke Masanetz": 

„Barbara“, Operette 1939/1941; „Die Reise nach Budapest“, Operette, 1942; „Die Mandelblüte“,Musical 1948; 
„Der Wundervogel“,Musical 1955; „Wer braucht Geld?“,Musical 1956; „In Frisco ist der Teufel los“, Musical 
1962; „Mein schöner Benjamino“ Musical 1963; „Sprengstoff für Santa Ines“, Musical 1973; „Vasantasena“, 
Musical 1978; ( ein Werk aus dem indischen Sanskrit) 



Die Berliner Gruppe mit Guido Masanetz (Mitte mit Fliege) 
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EPIPHÄNOMENE DER WAHRHEIT 

von Prof. E.E. Korkisch 

„Wahrheit gibt es nur Eine“ (Leopold von Ranke) 

„Wahrheit gibt es nicht, nur die Stunde danach“ (Wilhelm Hirschmann) 

Die beiden vorangestellten Zitate haben zwar widersprüchlich, aber jedes für sich das Problem exakt 
beschrieben. Von Ranke spricht aus, was rational Allgemeingültigkeit beanspruchen muß, Hirschmann 
beschwört dagegen die Realität eines nie zu erreichenden endgültigen Zustands. 

Im menschlichen Mit- und Gegeneinander werden die unterschiedlichen Wege zur Wahrheit und ihre 
oft entgegenlaufende zu überwindende Widersprüchlichkeit erkennbar. Der Eine spricht überzeugt von 
der reinen Wahrheit, ebenso der Andere von der ganzen Wahrheit. Beide zeigen Merkmale oft 
verschiedener Einflüsse, die für sich losgelöst erst erkannt und geprüft werden müssen, um einem 
gerechten Ergebnis nahezukommen. 

Da auf der Suche nach Übereinstimmung immer auch die Interessenlage beteiligt ist, wird die 
Schwierigkeit, zur gültigen Aussage zu kommen, größer, je mehr vom Problem Betroffene tätig 
werden. 

1) Individueller Bereich 

Im Individuellen ist der Weg noch überblickbar und verspricht, ein gültiges Ergebnis leichter zu 
erreichen. 

Gegenüberstehende Standpunkte haben durch ihr Erleben der jeweiligen Wirklichkeit den 
entsprechenden Faktenhintergrund. Beeinflusst wird dieser aber durch die aufgetretenen Bedingungen 
der Mitwelt, die ein Wunschbild erzeugen. 

Das Herausfiltern und Bewerten dieser Einflüsse ist der Weg zur Wahrheitsfindung, wenn er auch real 
nicht den Anspruch auf Absolutheit erheben kann, denn dagegen steht die nicht aufzuhebende, so 
vielgestaltige Differenzierung menschlicher Existenzen. 

Von Goethe lesen wir bei Eckermann: „Die Wahrheit widerspricht unserer Natur, der Irrtum nicht, und 
zwar aus einem sehr einfachen Grunde: die Wahrheit fordert, dass wir uns für beschränkt erkennen 
sollen, der Irrtum schmeichelt uns, wir seien auf eine und die andere Weise unbegrenzt.“ 

Behält also Hirschmann recht, wenn er nicht Wahrheit, sondern „nur die Suche danach“ als 
Menschliche Möglichkeit einräumt? 

Von Ranke ist dagegen nicht entkräftet, wenn er nur die „Eine Wahrheit“ postuliert, es bleibt die 
Hoffnung, dereinst bestätigt zu werden. 

Wie schwer es schon im individuellen Rahmen menschlichen Strebens ist, bei den möglichen 
Anfechtungen in Form persönlicher Vorteile Wahrheit zu finden, so wird sie im institutionellen 
Forschungsbereich für die Öffentlichkeit zum Menetekel. Dabei wird durch „objektives“ Vorgehen in 
Institutionen Unangreifbarkeit suggeriert. 

2. Institutioneller Bereich 
a) Historische Wissenschaft 

Je nach zu erfassender Thematik ist auch die Wissenschaft von sachfremden Einflüssen nicht frei, 
wenn sie in Themenbearbeitungen die Sachlage vielschichtig kritisch durchleuchtet, um für 
Zielfindung Beweismaterial und begleitende Aussagen zu bewerten. Hier sind, wie im individuellen 
Bereich die Mitwelt, Auftraggeber und zeitrelevante gesellschaftliche Faktoren wieder die 
Einflußgrößen. Das erklärt die frühe Zielgebungsphase. 

Wissenschaft, die eine Einflußnahme abwehren kann und politisch angestrebten Zielen widerspricht, 
läuft Gefahr, die Öffentlichkeit nicht mehr zu erreichen. „Anstelle des Scheiterhaufens tritt das große 
Schweigen. Hier erfahren die Leserscharen nur noch, was sie wissen sollen.“ (Oswald Spengler) 

So wird seit 1995 im Jahresrhythmus als das größte Nachkriegsverbrechen immer das Massaker im 
bosnischen Srebrenica medial verbreitet. So verdammenswert das damals verübte Verbrechen (in 
Nachbarschaft der Blauhelmsoldaten) der kaltblütigen Ermordung von 8000 Opfern zu beklagen ist, 
werden weit umfangreichere Verbrechen nach Kriegsende medial stets ausgeblendet. 
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Z.B.: Die von den Briten ausgelieferten Kroaten, auch Serben und Montenegriner, die vor den 
Kommunisten geflohen waren, wurden in großer Zahl gleich hinter der Grenze in Slowenien von den Tito- 
Partisanen abgeschlachtet. Es betraf geschätzte 45.000 bis 200.000 Opfer (BdV-Nachrichten 1/12). Die 
Massengräber sind wie im ebenso betroffenen Sudetenland nur bruchstückhaft bekannt und benannt. 
Beschwiegen werden in diesem Zusammenhang auch die Opfer der über 15 Millionen ostdeutschen 
Vertriebenen, zum größten Teil nach Kriegsende, die mit über 2 Millionen im Statistischen Bundesamt 
nachgewiesen sind (Die deutschen VertreibungsVerluste, Wiesbaden 1958). Was ständig wiederholt wird, 
dringt schließlich in das Denken der Menschen ein und wird dann als wahr zäh verteidigt. Die Wahrheit 
wird nicht mehr hinterfragt. Es wird erkennbar, daß auch historische Wissenschaft der politischen 
Verwertung ausgesetzt ist. 

Am Beispiel der endzeitlichen Dresden-Vernichtung, einer völkerrechtlich geschützten Zivil- und 
Lazarettstadt, lässt sich diese Einflußgröße schon bei der öffentlichen Anfangserklärung der 2004 
eingesetzten Historiker-Kommission unschwer erkennen, wo bereits von einem zu erwartenden 
Untersuchungsergebnis von „bis zu 25.000 Opfern“ gesprochen wurde. (Die begründete Schätzung im 
Chaos der Tatzeit schwankt zwischen 200.000 und 250.000, das Genfer Internationale Rote Kreuz nennt 
eine Zahl von 275.000 Opfer) und der Parlamentarische Privatsekretär des Informationsministers in 
Churchills Kriegskabinett bekennt im Observer am 5.5.1963 zur Dresden-Vernichtung: 

„It was the greatest Holocaust caused by war!” 

Allein dieses Beispiel zeigt: Was als Wissenschaft verkauft und entsprechend wirkungsvoll seit 
Ergebnisbekanntgabe im Februar 2009 medial verbreitet wird, zwingt zu genauer kritischer Betrachtung, 
wie es ein normales demokratisches Verständnis und Wahrheitsverlangen auch erfordert. 

Es steht unserem Bundespräsidenten gut an, daß er beim Weltflüchtlingstag in Berlin, dem heuer ersten 
Gedenktag auch für die zahllosen Opfer der eigenen Landsleute, auch den britisch-jüdischen Verleger, 
Schriftsteller, Wahrheits- und Menschenfreund, Sir Victor Gollancz zitierte, der in seinem Verlag die Ehre 
historischer Wissenschaftlichkeit durch sein 1946 erschienenes Werk „Our threatened values“ (Unsere 
bedrohten Werte) hochhält. Er schreibt nach seinen Erfahrungen vor Ort: 

„Sofern das Gewissen der Menschheit jemals wieder empfindlich werden sollte, werden diese 
Vertreibungen als die unsterbliche Schande aller derer im Gedächtnis bleiben, die sie veranlasst oder sich 
damit abgefunden haben... Die Deutschen wurden vertrieben, aber nicht einfach mit einem Mangel an 
übertriebener Rücksichtnahme, sondern mit dem denkbar höchsten Maß an Brutalität.“ 

b) Politik 

Gaucks Aussage erhellt den politischen Einfluß auf Wahrheit und Gerechtigkeit, der ihn als Bundes¬ 
präsidenten im gleichen Zusammenhang veranlasst, pauschal heutige Verfolgte, Wirtschaftsflüchtlinge, 
Kriminelle und normale Einwanderer mit den, einem Völkermord ausgesetzten, hochentwickelten und 
wieder bei Null beginnenden ostdeutschen Vertriebenen als Beispiel für eine zu erwartende prosperierende 
Zukunft zu vergleichen. Die vorangegangene gewohnte Selbstanklage lässt erkennen, was Vasallen leisten 
müssen. Es erinnert auch an den Alliierten-Vorbehalt, der einen Friedensvertrag und Einsicht in die 
Wahrheit der Kriegszusammenhänge versprechenden, noch gesperrten Archivbereiche (z.B. Hess-Akten 
verlängert bis 2027) verhindert. 

Vielleicht sollen wissenschaftlich mehrseitig begleitete Museumsprojekte jetzt von unbequemen 
Nachfragen ablenken? Im Berliner Projekt der Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ sind bei 
berufenen 21 Mitgliedern des Stiftungsrats „konsequent“ nur sechs Teilnehmer der betroffenen 
Vertriebenen verbände benannt worden, sowie im europäischen Sinne Mitglieder aus den 
V ertreiberländern. 

Dies soll der Wahrheit geschuldet sein, doch man hört bereits von der angestrebten Verminderung der 
deutschen amtlichen Opferzahl von über 2 Millionen Opfern auf 600.000. Sind es die Ratsmitglieder 
aus den Vertreiberländern, die ihre Schande verkleinert sehen wollen? Nachdem dieses 
schicksalsschwere Geschehen in den Schulbüchern der verschiedenen Bundesländer wenig oder gar 
nicht behandelt wird, könnte diese „neue Wahrheit“ an Raum gewinnen. Die kundige Wegbereiterin 
der Stiftungseinrichtung, Frau Erika Steinbach, MdB, wurde im Vorfeld als Ratsmitglied abgewiesen 
und der Leiter und Schöpfer des Stiftungskonzepts, Prof. Dr. Manfred Kittel, wurde vom Stiftungsrat 
unter Vorsitz von Kulturministerin Monika Grütters im vergangenen Dezember entlassen. 

Auf das Bemühen um Wahrheit in der Politik wirft das dunkle Schatten. 
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c) Schlußbemerkung 

Im individuellen Bereich ist nach dem Gesagten Wahrheit zwar nicht voll zu erfüllen, erfährt aber 
Annäherung. In der Wissenschaft fällt das Streben danach unter den Begriff heroischer Eigenschaften der 
Beteiligten, ist daher selten, während in Politik Wahrheit nicht erkennbar und global auch nicht zu erwarten 
ist. So avanciert im „politischen Wahrheitsstreben“ Deutschland (231 EW/km 2 ) zum Einwanderungsland, 
um dem größten Einwanderungsland USA (34 EW/km 2 ) vergleichbar zu werden als zweitgrößtes. 

Naturferne ist das Kennzeichen unseres materiell bestimmten Lebens geworden. Keines der hier 
besprochenen Bereiche kann sich davon als befreit erkennen. 

„Materiell beherrschen wir alles, nur nicht uns selber.“ (Wilhelm Hirschmann) 

„Wollt ihr die Unterschiede vernichten, hütet euch, daß ihr nicht das Leben tötet.“ (Emile Zola) 
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Wunderbarer Bürger 

(aus: FAZ, 26.06.2015, von Klaus Max Smolka} 

Warum hält sich eigentlich noch irgendjemand ans Gesetz? Seit Jahren bekommen wir doch vorgeführt, wie die 
Politik in Europa Verträge bricht. Ob es die Maastricht-Hürden sind, die von Beginn der Währungsunion an 
serienweise gerissen wurden. Oder jetzt im Fall Griechenland die Ela-Notkredite, die doch als kurzzeitige 
Überbrückung für gut kapitalisierte Banken gedacht waren: Dazwischen reihte sich eine Verletzung an die 
andere. Mit billigen Kniffs wird manches juristisch zurechtgetrickst - aber jeder, der sehen kann, nimmt die 
Vertragsbrüche wahr. Warum sagt der Schwarzfahrer im Bus nicht dem Kontrolleur, der Staat mache es ihm 
doch vor? Warum verweist der Steuerhinterzieher nicht auf das schlechte Vorbild der Politik? Gut, in beiden 
Fällen geht es um Eigennutz, während Euroretter geltend machen, einem übergeordneten Gemeinwohl zu 
dienen. Aber erstens ist dieser Nutzen hoch umstritten. Zweitens erdenkt sich jeder Rechtsbrecher seinen Grund, 
warum er im konkreten Fall legitim handele. Der Staat kann unsere Rechtsbrüche sanktionieren, wir seine nicht. 
Aber der Durchschnittsbürger achtet sogar dann noch das Gesetz, wenn er nicht kontrolliert wird. Das ist 
erfreulich, aber eigentlich ein Wunder. 
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